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Vierte Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 


„Nuthetal-Beelitzer Sander“


Vom 3. März 2009 

Auf Grund des § 22 Absatz 2 in Verbindung mit § 19 Absatz 1 
und 2 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2004 (GVBl. I S. 350) 
verordnet der Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Nuthetal-
Beelitzer Sander“ vom 10. Februar 1999 (GVBl. II S. 115), die 
zuletzt durch Verordnung vom 8. August 2007 (GVBl. II S. 278) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.	 Die topografischen Karten im Maßstab 1 : 10 000 mit dem 
Titel „Anlage zur Verordnung über das Landschaftsschutz­
gebiet ‚Nuthetal-Beelitzer Sander‘ “, Blattnummern 11 und 
18, die mit dem Siegel des Ministeriums für Umwelt, Na­
turschutz und Raumordnung, Siegelnummer 9 versehen und 
von der Bearbeiterin Frau Schütte am 16. Dezember 1998 
unterschrieben worden sind, werden ersetzt durch die topo­
grafischen Karten im Maßstab 1 : 10 000 mit dem Titel 
„Anlage zur Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
‚Nuthetal-Beelitzer Sander‘ “, Blattnummern 11 und 18, 
die mit dem Siegel des Ministeriums für Ländliche Ent­
wicklung, Umwelt und Verbraucherschutz, Siegelnummer 25 
versehen und von dem Siegelverwahrer am 24.02.2009 un­
terschrieben worden sind. 

2.	 Die Flurkarte mit dem Titel „Flurkarte zur Verordnung 
über das Landschaftsschutzgebiet ‚Nuthetal-Beelitzer San­
der‘ “, Blattnummer 280, Gemarkung Stücken, Flur 7, 
Maßstab 1 : 2 500, die mit dem Siegel des Ministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Raumordnung, Siegelnummer 9, 
versehen und von der Bearbeiterin Frau Schütte am 16. De­
zember 1998 unterschrieben worden ist, wird ersetzt durch 
die Liegenschaftskarte mit dem Titel „Liegenschaftskarte 
zur Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet ‚Nuthe­
tal-Beelitzer Sander‘ “, Blattnummer 280, Gemarkung Stü­
cken, Flur 7, Maßstab 1 : 2 000, die mit dem Siegel des Mi­
nisteriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Ver­
braucherschutz, Siegelnummer 25 versehen und von dem 
Siegelverwahrer am 24.02.2009 unterschrieben worden ist. 

3.	 Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

In der Zeile Blatt-Nr. 11 und 18 wird jeweils in der 
Spalte Unterzeichnung die Angabe „unterzeichnet von 
der Bearbeiterin Frau Schütte und gesiegelt mit dem 
Siegel des MUNR, Siegelnummer 9, am 16.12.1998“ 

durch die Angabe „unterzeichnet vom Siegelverwah­
rer, Siegelnummer 25 des Ministeriums für Ländli­
che Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz, am 
24.02.2009“ ersetzt. 

b)	 Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

Laufende Nummer 280 mit den dazugehörigen Anga­
ben wird aufgehoben. 

c)	 Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

Nach laufender Nummer 127 wird folgende Num­
mer 280 mit den dazugehörigen Angaben angefügt: 

„280 Stücken 7 2 000 unterzeichnet vom Sie­
gelverwahrer, Siegelnum­
mer 25 des MLUV, am 
24.02.2009“. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 3. März 2009 

Der Minister für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Verbraucherschutz


Dr. Dietmar Woidke


Siebte Verordnung zur Änderung

der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet


„Potsdamer Wald- und Havelseengebiet“


Vom 16. April 2009 

Auf Grund des § 22 Absatz 2 in Verbindung mit § 19 Absatz 1 
und 2 des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2004 (GVBl. I S. 350) 
verordnet der Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

Die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Potsdamer 
Wald- und Havelseengebiet“ vom 22. Mai 1998 (GVBl. II 
S. 426), die zuletzt durch Verordnung vom 17. Mai 2006 
(GVBl. II S. 142, 298) geändert worden ist, wird wie folgt ge­
ändert: 
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1.	 § 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 wird die Angabe „19 391,6 Hektar“ durch die 
Angabe „19 390,6 Hektar“ ersetzt. 

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Grenze des Landschaftsschutzgebietes ist in 
den in Anlage 2 dieser Verordnung aufgeführten Kar­
ten mit ununterbrochener roter Linie eingezeichnet; als 
Grenze gilt der innere Rand dieser Linie. Die Veror­
tung im Gelände ermöglichen die in Anlage 2 Num­
mer 1 aufgeführten 18 topografischen Karten im Maß­
stab 1 : 10 000. Maßgeblich für den Grenzverlauf ist 
die Einzeichnung in den in Anlage 2 Nummer 2 aufge­
führten 157 Flurkarten und in den in Nummer 3 aufge­
führten zwölf Liegenschaftskarten.“ 

2.	 Die topografische Karte im Maßstab 1 : 10 000 mit dem Ti­
tel „Übersichtskarte zur Verordnung über das Landschafts­
schutzgebiet ‚Potsdamer Wald- und Havelseengebiet‘“, Kar­
tenblatt 3643 NO, die mit dem Siegel des Ministeriums für 
Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz, 
Siegelnummer 25 versehen und vom Siegelverwahrer am 
11. Mai 2006 unterschrieben worden ist, wird ersetzt durch 
die topografische Karte im Maßstab 1 : 10 000 mit dem Ti­
tel „Übersichtskarte zur Verordnung über das Landschafts­
schutzgebiet ‚Potsdamer Wald- und Havelseengebiet‘“, 
Kartenblatt 3643 NO, die mit dem Siegel des Ministeriums 
für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz, 
Siegelnummer 25 versehen und vom Siegelverwahrer am 
23.02.2009 unterschrieben worden ist. 

3.	 Die Flurkarte mit dem Titel „Flurkarte zur Verordnung über 
das Landschaftsschutzgebiet ‚Potsdamer Wald- und Havel­
seengebiet‘“, Blatt-Nummer 81, Gemarkung Geltow, Flur 3, 
Maßstab 1 : 2 000, die mit dem Siegel des Ministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Raumordnung, Siegelnummer 9 
versehen und von der Bearbeiterin Frau Nacke am 8. Juli 
1998 unterschrieben worden ist, wird ersetzt durch die Lie­
genschaftskarte mit dem Titel „Liegenschaftskarte zur Ver­
ordnung über das Landschaftsschutzgebiet ‚Potsdamer 
Wald- und Havelseengebiet‘“, Blattnummer 81, Gemar­
kung Geltow, Flur 3, die mit dem Siegel des Ministeriums 
für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz, 
Siegelnummer 25 versehen und vom Siegelverwahrer am 
23.02.2009 unterschrieben worden ist. 

4.	 Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a)	 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

In der Zeile Kartenblatt 3643 NO wird in der Spalte 
Unterzeichnung die Angabe wie folgt gefasst: 

„unterzeichnet und gesiegelt vom Siegelverwahrer, 
Siegelnummer 25 des Ministeriums für Ländliche Ent­
wicklung, Umwelt und Verbraucherschutz (MLUV), 
am 23.02.2009“. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

Blatt-Nummer 81 wird aufgehoben. 

c) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

Nach Blatt-Nummer 150b wird folgende Nummer an­
gefügt: 

„81 Geltow 3 2 000 unterzeichnet vom Sie­
gelverwahrer, Siegelnum­
mer 25 des MLUV, am 
23.02.2009“. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 16. April 2009 

Der Minister für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Verbraucherschutz


Dr. Dietmar Woidke


Verordnung über die staatliche Anerkennung 
von Altenpflegeschulen 

(Altenpflegeschulverordnung – AltPflSchV) 

Vom 22. April 2009 

Auf Grund des § 5 Absatz 2 Satz 3 des Altenpflegegesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2003 
(BGBl. I S. 1690) verordnet die Landesregierung: 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Diese Verordnung regelt die Voraussetzungen der staatlichen 
Anerkennung von Schulen für die Ausbildung von Altenpflege­
rinnen und Altenpflegern. 

§ 2 
Staatliche Anerkennung 

(1) Trägern von Altenpflegeschulen ist auf Antrag die staatliche 
Anerkennung zu erteilen, wenn der Schulträger die Gewähr für 
eine ordnungsgemäße und auf Dauer angelegte Durchführung 
der Ausbildung bietet und die Anforderungen nach § 5 Absatz 2 
Satz 1 und 2 des Altenpflegegesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690), das zu­
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letzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I 
S. 874, 904) geändert worden ist, der Altenpflege-Ausbildungs­
und Prüfungsverordnung vom 26. November 2002 (BGBl. I 
S. 4418), die zuletzt durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. De­
zember 2007 (BGBl. I S. 2686, 2745) geändert worden ist, so­
wie die nachfolgenden Bestimmungen erfüllt. 

(2) Die staatliche Anerkennung darf nur erteilt werden, wenn 
der Schulträger die notwendige Zuverlässigkeit und wirtschaft­
liche Leistungsfähigkeit zum dauerhaften Betrieb einer Alten­
pflegeschule für die Ausbildung des in § 1 genannten Berufs 
besitzt. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ist durch Vorlage 
eines Finanzplans nachzuweisen. 

(3) Unbeschadet der Absätze 1 und 2 darf die Anerkennung nur 
erteilt werden, wenn der Schulträger auf Dauer jährlich min­
destens eine einzügige Ausbildung gewährleistet. Die Klassen 
sollen nicht weniger als 18 und dürfen nicht mehr als 25 Schü­
lerinnen und Schüler haben. 

(4) Die zuständige Behörde setzt die Höchstzahl der Schulplät­
ze der Altenpflegeschule entsprechend den vorhandenen Aus­
bildungsbedingungen fest. Die zuständige Behörde setzt die 
Zahl der Schulplätze neu fest, wenn sich die tatsächlichen Be­
dingungen geändert haben. 

(5) Erfüllt ein Schulträger einzelne Anerkennungsvorausset­
zungen nach Absatz 1 oder Absatz 3 sowie nach den §§ 3 und 4 
nicht, können auf Antrag in begründeten Einzelfällen Ausnah­
men zugelassen werden. 

§ 3 
Leitung der Altenpflegeschule 

(1) Die Altenpflegeschule muss von einer hauptberuflichen 
Lehrkraft mit einer Ausbildung nach § 4 Absatz 2 geleitet wer­
den, die über mehrjährige Berufserfahrung in der Ausbildung 
von Pflegefachkräften, insbesondere in der Altenpflege, verfügt 
und persönlich geeignet ist. Die Schulleiterin oder der Schul­
leiter muss selbst Unterricht erteilen. 

(2) Die Anforderungen des Absatzes 1 gelten auch für die Stell­
vertreterin oder den Stellvertreter der Schulleiterin oder des 
Schulleiters. 

§ 4 
Lehrkräfte 

(1) Die Altenpflegeschule muss über eine im Verhältnis zur An­
zahl der Schulplätze ausreichende Anzahl von fachlich und pä­
dagogisch qualifizierten Lehrkräften für den theoretischen und 
praktischen Unterricht verfügen. In der Regel reicht eine haupt­
beruflich vollzeitbeschäftigte Lehrkraft je Klasse im Sinne des 
§ 2 Absatz 3 aus. Ergänzend sollen nebenberufliche Lehrkräfte 
unterrichten. Die Praxisbegleitung ist durch hauptberufliche 
Lehrkräfte sicherzustellen. 

(2) Hauptberufliche Lehrkräfte sind fachlich und pädagogisch 
qualifiziert, wenn sie über einen Abschluss als Pflegefachkraft 
und einen Masterabschluss für den theoretischen und prakti­
schen Unterricht auf den Gebieten Pflegepädagogik, Medizin­
pädagogik oder über einen vergleichbaren Abschluss verfügen 
und sich regelmäßig entsprechend fortbilden. 

(3) Als hauptberufliche Lehrkräfte gelten beim Schulträger an­
gestellte Lehrkräfte, die zumindest überwiegend in der Alten­
pflegeschule tätig sind. Hauptberufliche Lehrkräfte sollen nicht 
mehr als 26 Unterrichtsstunden in der Woche erteilen. Die Zeit 
für die Begleitung der praktischen Ausbildung ist anzurechnen. 
Werden die hauptberuflichen Lehrkräfte nicht ausschließlich in 
der Altenpflegeschule eingesetzt oder sind sie teilzeitbeschäf­
tigt, sind zur Erfüllung der Maßgabe nach Absatz 1 entspre­
chend mehr angestellte Lehrkräfte vorzuhalten. 

(4) Als nebenberufliche Lehrkräfte wirken an der Ausbildung 
Ärztinnen und Ärzte sowie andere Fachkräfte mit, die über eine 
geeignete Qualifikation verfügen. 

§ 5 
Räumliche und sächliche Ausstattung 

(1) Eine Altenpflegeschule soll nur an einem Standort betrie­
ben werden. An die räumliche und sächliche Ausstattung wer­
den mindestens die in der Anlage genannten Anforderungen 
gestellt. 

(2) Der Schulträger ist verpflichtet, alle im Zusammenhang mit 
der Nutzung der Räumlichkeiten für Unterrichtszwecke erfor­
derlichen Genehmigungen und Unbedenklichkeitsbescheinigun­
gen im Hinblick auf Bau-, Brand-, Gesundheits- und Arbeits­
schutzbestimmungen am Standort der Altenpflegeschule vor­
zuhalten und auf Verlangen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 

§ 6 
Praktische Ausbildung 

Zur dauerhaften Sicherstellung der praktischen Ausbildung 
muss der Schulträger schriftliche Kooperationsvereinbarungen 
mit den Trägern der praktischen Ausbildung vorweisen können. 
Diese Vereinbarungen müssen die Aufgaben und die Pflichten 
beider Seiten festschreiben. 

§ 7 
Ausbildungsunterlagen 

Der Schulträger muss die ordnungsgemäße Durchführung der 
gesamten Ausbildung durch Vorlage geeigneter Unterlagen nach­
weisen. Dazu zählen insbesondere eine sachlich-zeitliche Über­
sicht über die gesamten Ausbildungsgänge (Rahmenablaufpläne), 
ausführliche Lehrpläne zur Umsetzung der Altenpflege-Aus­
bildungs- und Prüfungsverordnung vom 26. November 2002 
(BGBl. I S. 4418), die zuletzt durch Artikel 31 des Gesetzes 
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vom 2. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2686, 2745) geändert wor­
den ist, und des Rahmenlehrplans für die Altenpflegeausbil­
dung, eine Übersicht über die Einsatzorte und Einsatzbereiche 
während der praktischen Ausbildung unter Angabe der Anzahl 
der möglichen Ausbildungsplätze und der Praxisanleitungen 
sowie eine Schulordnung, die die Organisation des Schulbetrie­
bes und die Grundsätze der Leistungsüberprüfung und Leis­
tungsbewertung enthält. 

§ 8 
Informationspflichten 

(1) Der Schulträger ist verpflichtet, der zuständigen Behörde we­
sentliche Änderungen der für die staatliche Anerkennung maß­
geblichen Tatsachen unverzüglich anzuzeigen und geplante we­
sentliche Änderungen rechtzeitig zu beantragen. Als wesentli­
che Änderungen gelten insbesondere Veränderungen grund­
sätzlicher Art wie ein Standort- oder Trägerwechsel, ein Wech­
sel in der Leitung oder des hauptberuflichen Lehrpersonals, 
das Vorhaben, grundlegend von den nach § 7 eingereichten Aus­
bildungsunterlagen abzuweichen, sowie die geplante Beendi­
gung des Ausbildungsbetriebes. 

(2) Der Schulträger ist verpflichtet, jährliche Meldungen zur 
Schulstatistik abzugeben. 

§ 9 
Rücknahme, Widerruf und Erlöschen 

der staatlichen Anerkennung 

(1) Die staatliche Anerkennung kann zurückgenommen werden, 
wenn ihre Voraussetzungen zum Zeitpunkt der Erteilung nicht 
vorgelegen haben oder wenn Tatsachen bekannt werden, die 
eine Rücknahme rechtfertigen. Dies ist insbesondere dann ge­
geben, wenn Nachweise vorliegen, aus denen sich die Unzu­
verlässigkeit und fehlende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
zum dauerhaften Betrieb einer Altenpflegeschule nach § 2 Ab­
satz 2 ergeben. 

(2) Die staatliche Anerkennung kann widerrufen werden, wenn 
die Voraussetzungen für ihre Erteilung weggefallen sind. 

(3) Die staatliche Anerkennung erlischt bei Schließung der Al-
tenpflegeschule. 

§ 10 
Übergangsregelung 

Staatliche Anerkennungen von Fachseminaren für Altenpflege, 
die vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilt wurden, gelten 
als staatliche Anerkennung nach § 2. Die Anerkennung kann 
widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen der §§ 2 bis 8 
nicht innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Rechts­
verordnung erfüllt werden. Vor Inkrafttreten dieser Verordnung 
erteilte Auflagen bleiben unberührt. 

§ 11 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 22. April 2009 

Die Landesregierung

des Landes Brandenburg


Der Ministerpräsident


Matthias Platzeck


Die Ministerin für Arbeit, 

Soziales, Gesundheit und Familie


Dagmar Ziegler


Anlage 
(zu § 5 Absatz 1) 

Allgemeine räumliche und sächliche 
Mindestvoraussetzungen für die staatliche Anerkennung 

einer Altenpflegeschule 

Zur Erlangung der staatlichen Anerkennung muss eine Alten­
pflegeschule die nachfolgend genannten räumlichen und säch­
lichen Mindestanforderungen erfüllen. Die Angaben beziehen 
sich auf eine dreijährige Ausbildung mit jeweils einer Klasse 
pro Jahrgang. Bei mehreren Klassen sind diese Mindestanfor­
derungen entsprechend hochzurechnen. 

1. Unterrichtsräume für den theoretischen Unterricht 

Die Schule muss über zwei Unterrichtsräume mit einer Flä­
che von mindestens zwei Quadratmetern je Schülerarbeits­
platz verfügen. Zusätzlich zu den Schülerarbeitsplätzen muss 
ein Bewegungsraum von mindestens zehn Quadratmetern 
vorhanden sein. 

Die Grundausstattung der Unterrichtsräume muss aus Schü­
lertischen, Schülerstühlen, einem Lehrertisch, einem Leh­
rerstuhl und einem Waschbecken, die jeweils ergonomischen 
Anforderungen genügen, einer aufklappbaren und höhen­
verstellbaren Wandtafel und audiovisuellen Medien wie 
zum Beispiel Tageslichtprojektor, Videoprojektor, Video­
abspielgerät, Diaprojektor mit jeweils betriebsbereiten An­
schlüssen sowie einer Projektionsfläche, bestehen. 
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2. 	 Unterrichtsräume für den praktischen Unterricht 

2.1 Unterrichtsräume für praktisch-pflegerische Übungen 

Für praktisch-pflegerische Übungen muss ein Unterrichts­
raum mit einer Fläche von mindestens zwei Quadratmetern 
je Schülerarbeitsplatz bereitstehen. Dieser muss mit min­
destens einem dem modernen Pflegestandard entsprechen­
den Pflegebett, einem Beistelltisch zum Pflegebett, einer 
Übungspuppe, einer barrierefrei zugänglichen Nasszelle, ei­
ner Wanne mit Wannenlift, einem Waschbecken, einer Toi­
lette, Hilfsmitteln wie Rollstuhl, einer fahrbaren Gehhilfe, 
einem Toilettenstuhl (oder Ähnliches) und einem Schrank 
mit Pflegematerialien ausgestattet sein. Sofern eine barrie­
refrei zugängliche Nasszelle, eine Toilette und eine Wanne 
mit Wannenlift nicht vorhanden sind, ist eine Fremdnut­
zung zu Übungszwecken durch Vorlage von Nutzungsver­
trägen mit externen Einrichtungen nachzuweisen. Im Falle 
von Satz 3 muss zumindest ein Waschbecken mit Kalt- und 
Warmwasseranschluss vorhanden sein. 

2.2 Unterrichtsraum für therapeutisch-betreuerische und reha­
bilitative Übungen 

Für therapeutisch-betreuerische und rehabilitative Übun­
gen sind jeweils Räume mit einer dem Ausbildungsziel die­
nenden Ausstattung vorzuhalten. Diese Räume können ge­
meinsam mit anderen Einrichtungen genutzt werden solan­
ge sichergestellt ist, dass sie für den Unterrichtsbedarf zur 
Verfügung stehen. 

Zur Durchführung rehabilitativer Übungen müssen Sport­
geräte für Bewegungsübungen, geeignete Sitzgelegenheiten 
und eine Wandtafel zur Verfügung stehen. 

Zur Durchführung therapeutisch-betreuerischer Übungen 
muss eine Fläche von 3,5 Quadratmetern je Schülerarbeits­
platz bereitstehen. Der Raum muss mit Arbeitstischen, 
Schränken, Werkzeugen und unterschiedlichen Werkmate­
rialien ausgestattet sein. 

2.3 Sanitärräume und Sanitäreinrichtungen 

Die Altenpflegeschule muss über ausreichende Sanitärein­
richtungen verfügen, die den hygienischen Anforderungen 
genügen. 

2.4 Weitere Räume 

Weiterhin müssen ein Pausen- und Aufenthaltsraum, ein 
Raum für die Schulleitung und Lehrerzimmer vorhanden 
sein. 

3.	 Sächliche Ausstattung 

Für den Unterricht und das Selbststudium müssen Compu­
terarbeitsplätze mit Internetzugang, geeignete Fachliteratur 

sowie ausreichende Lehr- und Lernmittel zur Verfügung 
stehen. 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Zentralen Vergabeverordnung 

Vom 22. April 2009 

Auf Grund des § 11 Absatz 2 des Brandenburgischen Hoch­
schulgesetzes vom 18. Dezember 2008 (GVBl. I S. 318) in 
Verbindung mit Artikel 15 des Staatsvertrages über die Vergabe 
von Studienplätzen vom 22. Juni 2006 (GVBl. I S. 175) ver­
ordnet die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur: 

Artikel 1 

Die Zentrale Vergabeverordnung vom 22. März 2006 (GVBl. II 
S. 66), die zuletzt durch Verordnung vom 14. Juli 2008 (GVBl. II 
S. 246) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.	 § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. für das Sommersemester bis zum 15. Januar,“. 

b) Absatz 7 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. für das Sommersemester bis zum 31. Januar,“. 

2.	 § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a wird die Zahl „1,8“ 
durch die Zahl „2,2“ ersetzt. 

b)	 Folgender Satz wird angefügt: 

„Für die Quoten nach Satz 1 Nummer 2 gelten zusam­
men für ein Wintersemester und das darauf folgende 
Sommersemester bundesweit folgende Obergrenzen: 

a) im Studiengang Medizin: 220 Studienplätze, 
b) im Studiengang Pharmazie: 12 Studienplätze, 
c) im Studiengang Tiermedizin: 2 Studienplätze, 
d) im Studiengang Zahnmedizin: 30 Studienplätze.“ 

3.	 § 19 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. einen Jugendfreiwilligendienst im Sinne des Gesetzes 
zur Förderung von Jugendfreiwilligendiensten vom 
16. Mai 2008 (BGBl. I S. 842) oder im Rahmen eines 
von der Bundesregierung geförderten Modellprojekts 
geleistet haben; § 15 Absatz 2 des Jugendfreiwilligen­
dienstegesetzes gilt entsprechend,“. 



267 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 14 vom 18. Mai 2009 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum Wintersemester 
2009/2010. 

Potsdam, den 22. April 2009 

Die Ministerin für Wissenschaft,

Forschung und Kultur


Prof. Dr. Johanna Wanka 
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